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Grundvoraussetzung für die Räum- und Streupflicht auf Straßen und Wegen ist das Vorlie-
gen einer „allgemeinen Glätte“ und nicht nur das Vorhandensein einzelner Glättestellen. 
 
Eine Straßenreinigungssatzung einer Gemeinde kann nach gesetzeskonformer Auslegung 
keine Leistungspflichten für Anlieger begründen, die über die Grenze der allgemeinen Ver-
kehrssicherungspflicht nach § 823 Abs. 1 BGB hinausgehen. 
 
§ 823 Abs. 1, Abs. 2 S. 1 BGB, § 6 EFZG 
 
Urteil des BGH vom 14.02.2017 – VI ZR 254/16 – 
Aufhebung des Urteils des LG Köln vom 31.05.2016 – 11 S 158/15 –   
 

Die Klägerin nimmt die Beklagten zu 1 und 2 als Gesamtschuldner in ihrer Eigenschaft als Ar-
beitgeberin nach § 6 EFZG auf Schadensersatz wegen des Verdienstausfalls der Geschädigten 
in Anspruch. 
Die Geschädigte passierte im Januar 2013 gegen 7:20 Uhr den Gehweg vor dem innerstädtisch 
gelegenen Hausgrundstück der Beklagten. Dabei kam sie auf einer angeblich nicht geräumten 
und gestreuten Glatteisfläche zu Fall und zog sich eine Fraktur des linken Handgelenks zu. 
Während der unfallbedingten Arbeitsunfähigkeit der Geschädigten zahlte die Klägerin Entgelt-
fortzahlung in Höhe der Klageforderung. 
Das AG Wipperfürth wies die Klage ab, das LG Köln gab der Berufung der Klägerin bis auf ei-
nen kleinen Teil der Zinsforderung statt. 
Der BGH hob das Berufungsurteil auf und gab somit der Revision der Beklagten statt. Der BGH 
schließt sich in seiner Urteilsbegründung zunächst der Rechtsprechung des III. Zivilsenats an 
(vgl. Urteil des BGH vom 05.12.1991 – III ZR 31/90 – [juris]) und sieht die Beklagten als Anlie-
ger als passivlegitimiert an. Im Falle der Übertragung der Reinigungspflicht von Gehwegen 
(hier in der Zeit von 7:00 bis 20:00 Uhr) auf die Eigentümer der Anliegergrundstücke (§ 4 Stra-
ßenreinigungsgesetz NRW) hafteten diese bei Verstößen gegen die Verkehrssicherungs-
pflichten nach Deliktsrecht ungeachtet der ansonsten hoheitlich ausgestalteten Straßenver-
kehrssicherungspflichten (§ 9a Abs. 1 Straßen- und Wegegesetz NRW).  
Rechtsfehlerhaft habe das Berufungsgericht jedoch den Übergang des Schadensersatzanspru-
ches der Geschädigten wegen der Verletzung der Räum- und Streupflichten auf die Klägerin 
nach § 6 Abs. 1 EFZG bejaht. „Grundvoraussetzung für die Räum- und Streupflicht auf 
Straßen und Wegen ist das Vorliegen einer „allgemeinen Glätte“ und nicht nur das Vor-
handensein einzelner Glättestellen“ (vgl. Rz. 7). Nach den Feststellungen des Amtsgerichtes 
habe eine Glätte aber nur in der Größe von 1x1m vorgelegen, die sich allerdings nahezu über 
die gesamte Breite des Bürgersteiges erstreckte; ansonsten sei der Bürgersteig trocken und ge-
räumt gewesen. Bestand demnach keine allgemeine Glätte und gab es ansonsten keine er-
kennbaren Anhaltspunkte für eine drohende Gefahr, gebiete die Verkehrssicherungspflicht nach 
§ 823 Abs. 1 BGB keine eingehende Überprüfung der Straßenverhältnisse. Eine andere Ansicht 
ergebe sich auch nicht aus § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. der Straßenreinigungssatzung. Eine Ge-
meindesatzung könne nach gesetzeskonformer Auslegung keine Leistungspflichten für Anlieger 
begründen, die über die Grenze der allgemeinen Verkehrssicherungspflicht hinausgingen. 

 
Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil vom 14.02.2017 – VI ZR 254/16 –  
wie folgt entschieden: 
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